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28.06.2021 
 

Die Stadt Mannheim erlässt als zuständige Ortspolizeibehörde gemäß § 28 Absatz 1 Satz 1 des 

Infektionsschutzgesetzes (IfSG), § 17 Absatz 1 der Verordnung der Landesregierung über infekti-

onsschützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 (Corona-Verordnung – 

CoronaVO), § 1 Absatz 6b der Verordnung des Sozialministeriums über die Zuständigkeiten nach 

dem IfSG (IfSGZustV), § 35 Satz 2 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) jeweils in 

den zur Zeit geltenden Fassungen für das Gebiet der Stadt Mannheim nachstehende  

 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g 

 

 

1. In Ziffer 3 der Allgemeinverfügung der Stadt Mannheim vom 29.04.2021 zur Meldepflicht betrieb-

licher Cluster in der ab 28. Mai 2021 gültigen Fassung wird die Angabe „28.06.2021“ durch die 

Angabe „26.07.2021“ ersetzt. 

 

2. Diese Allgemeinverfügung ist ab dem 29.06.2021 wirksam. 
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           Begründung: 

Die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus geht seit einigen Wochen bundesweit zurück und 

das exponentielle Wachstum der dritten Welle konnte gebrochen werden. Ausweislich des Lagebe-

richts des Robert-Koch-Instituts (RKI) vom 22.06.2021 schätzt das RKI die Gefährdung für die Ge-

sundheit der Bevölkerung in Deutschland insbesondere aufgrund der Verbreitung von einigen be-

sorgniserregenden SARS-CoV-2 Varianten sowie der noch nicht ausreichend hohen Impfquote ins-

gesamt als hoch ein. Die bundesweiten Fallzahlen werden durch zumeist diffuse Geschehen mit 

Häufungen insbesondere in Haushalten, im beruflichen Umfeld sowie in Kitas und Horteinrichtungen 

verursacht. Die anhaltende Viruszirkulation in der Bevölkerung (Community Transmission) mit Aus-

brüchen in Privathaushalten, Kitas und auch in Schulen sowie dem beruflichen Umfeld erfordert die 

konsequente Umsetzung kontaktreduzierender Maßnahmen und Schutzmaßnahmen, insbesondere 

die regelmäßige und intensive Lüftung von Innenräumen sowie massive Anstrengungen zur frühzei-

tigen Eindämmung von Ausbrüchen und Infektionsketten. Dies ist vor dem Hintergrund der raschen 

Ausbreitung leichter übertragbarer besorgniserregender Varianten (VOC) von entscheidender Be-

deutung, um die Zahl der neu Infizierten weiter zu senken und schwere Krankheitsverläufe, inten-

sivmedizinische Behandlungen und Todesfälle zu vermeiden. Solange die Impfstoffe noch nicht in 

ausreichenden Mengen für alle Altersgruppen zur Verfügung stehen, können Antigentests als zu-

sätzliches Element zur frühzeitigen Erkennung der Virusausscheidung die Sicherheit erhöhen. (vgl. 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/Jun_2021/2021-

06-22-de.pdf?__blob=publicationFile). 

 

Auch in Mannheim ist die Zahl der Neuinfektionen zuletzt zurückgegangen. Am 22.06.2021 lag die 

7-Tages-Inzidenz nach den Zahlen des Landesgesundheitsamtes bei 15,5 und somit über dem Lan-

desdurchschnitt von 10,4 (vgl. https://www.gesundheitsamt-bw.de/fileadmin/LGA/_DocumentLibra-

ries/SiteCollectionDocuments/05_Service/LageberichtCOVID19/COVID_Lagebe-

richt_LGA_210622.pdf).  

Um diese positive Entwicklung nicht zu gefährden, ist es nach Einschätzung des RKI weiterhin er-

forderlich, dass alle Menschen ihr Infektionsrisiko entsprechend der Empfehlungen des RKI (AHA + 

L) minimieren und bei Zeichen einer Erkrankung eine Testung vornehmen lassen und zuhause blei-

ben. Es wird außerdem empfohlen, Angebote für eine Impfung gegen COVID-19 wahrzunehmen. 

Die Rücknahme von Maßnahmen sollte aus epidemiologischer Sicht unbedingt schrittweise und 

nicht zu schnell erfolgen.  
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Nach wie vor ist ein erheblicher Anteil betrieblicher Infektionscluster am gesamten Infektionsgesche-

hen im Stadtgebiet Mannheim zu beobachten. In der 18. Kalenderwoche gab es 26 betriebliche 

Cluster mit insgesamt 340 Fällen, davon 262 Mannheimer*innen und 117 Kontaktpersonen, von 

denen 86 Mannheimer*innen waren. In der 19. Kalenderwoche waren 30 betriebliche Cluster mit 

insgesamt 399 Fällen, davon 315 Mannheimer*innen und 128 Kontaktpersonen, davon 104 Mann-

heimer*innen zu verzeichnen. In der Folge gelang es, die Zahl der betrieblichen Cluster sowie deren 

Größe (Zahl der positiv Getesteten pro Cluster) zu reduzieren. Unverändert stellen die betrieblichen 

Cluster immer noch den größten Anteil unter allen Clustern.  Am 24.06.2021 gab es 3 betriebliche 

Cluster mit insgesamt 11 Fällen, davon 7 Mannheimer*innen sowie 11 Kontaktpersonen, davon 11 

Mannheimer*innen.  

Die Anzahl betrieblicher Cluster und der damit zusammenhängenden Fälle und Absonderungen 

ist seit Einführung der Meldepflicht am 30.04.2021 zurückgegangen. Seither wurden mehrere be-

triebliche Cluster durch die Betriebe dem Gesundheitsamt gemeldet und dadurch frühzeitig erkannt, 

sodass unverzüglich gezielte Bekämpfungsmaßnahmen in den betroffenen Betrieben ergriffen wer-

den konnten und eine ungehinderte Weiterverbreitung des SARS-CoV-2-Virus in der Belegschaft 

verhindert wurde. Damit hat sich die Meldepflicht als wirksames Mittel zur Verhinderung der Aus-

breitung betrieblicher Cluster erwiesen. Insbesondere im Hinblick auf den derzeitigen Anstieg der 

Neuinfektionen, die auf die Delta-Variante zurückzuführen sind, ist die Meldepflicht weiterhin gebo-

ten. Die ansteckendere Delta-Variante breitet sich weiter in Deutschland aus. Laut RKI liegt der 

Anteil bei den Neuinfektionen bundesweit am 23.06.2021 bei 15 Prozent (vgl. 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/Jun_2021/2021-

06-23-de.pdf?__blob=publicationFile). 

 

Die Geltungsdauer der Allgemeinverfügung, die die Arbeitgeber zur unverzüglichen Meldung von 

zwei oder mehr Infektionen unter den Beschäftigten binnen 14 Tagen im engen räumlichen Zusam-

menhang verpflichtet, war daher entsprechend zu verlängern. 

 

Im Übrigen wird auf die in der Allgemeinverfügung vom 29.04.2021 enthaltene Begründung verwie-

sen. Nach § 6b IfSGZustV ist nunmehr die Ortspolizeibehörde zuständig. 

 

 

Sofortige Vollziehbarkeit: 

Die Allgemeinverfügung ist nach § 28 Absatz 3 i.V.m. § 16 Absatz 8 IfSG kraft Gesetzes sofort 

vollziehbar. Der Widerspruch hat somit keine aufschiebende Wirkung. 
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Bekanntmachungshinweis: 

Die Allgemeinverfügung gilt gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 der Satzung der Stadt Mannheim über öf-

fentliche Bekanntmachungen am Tag der Bereitstellung auf der Internetseite der Stadt Mannheim 

als bekannt gemacht. Sie gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben und ist ab 

dem 29.06.2021 wirksam. 

Der vollständige Text der Allgemeinverfügung mit Begründung kann auf der Homepage der Stadt 

Mannheim eingesehen werden. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung:  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben wer-

den. Der Widerspruch ist bei der Stadt Mannheim, Fachbereich Sicherheit und Ordnung, Karl-Lud-

wig-Straße 28-30, 68165 Mannheim, einzulegen. 

 

 

Hinweise  

Aufgrund der sofortigen Vollziehbarkeit der Allgemeinverfügung kommt einem Widerspruch keine 

aufschiebende Wirkung zu. Das Verwaltungsgericht Karlsruhe kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO 

auf Antrag die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage ganz oder teilweise 

anordnen.  

 

 

Nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer einer vollziehbaren Anordnung nach § 28 

Absatz 1 Satz 1 IfSG zuwiderhandelt. Ein erstmaliger Verstoß gegen die Meldepflicht wird in der 

Regel bei vorsätzlicher Handlung mit einem Bußgeld von 200 Euro geahndet. Die Ordnungswidrig-

keit kann gemäß § 73 Abs. 2 IfSG im Wiederholungsfall mit einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro 

geahndet werden. 

 

 

Mannheim, den 28.06.2021  

 

 

 

Dr. Peter Kurz 


